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1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Der Rahmenplan „Südliche Mittelstadt“ ist durch den Gemeinderat am 16. Mai 2018 beschlossen 

worden. Der Beschluss begründete sich in der im Bereich Stadionstraße – Heerstraße – Steig – 

Tuttlinger Straße – Danziger Straße vorliegenden sehr heterogenen städtebaulichen Struktur so-

wohl in Bezug auf die Nutzungen als auch auf die vorhandenen Gebäudetypologien, die – auch 

aufgrund sich abzeichnender Veränderungen – einer abgestimmten planerischen Steuerung be-

durfte.  

In einem ersten Schritt soll ein nördlicher Teilbereich des Rahmenplans durch einen verbindlichen 

Bebauungsplan umgesetzt werden. Der erste Umsetzungsschritt konzentriert sich auf das sog. 

Moker-Areal. 

Ziel ist die Schaffung eines urbanen Quartiers mit einer gemischten Nutzung und kurzen Wegen. 

Die Nachverdichtung der innerstädtischen Lage und die Um- und Nachnutzung der ehemaligen 

Gewerbebereiche sind weitere mit dem Plan verbundene Ziele. Dazu werden an der Heerstraße 

und der Königsberger Straße Urbane Gebiete festgesetzt, die dem Wohnen sowie der Unterbrin-

gungen von Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die 

Wohnnutzung nicht wesentlich stören, dienen. Dabei müssen die Wohnnutzung und die gewerb-

liche Nutzung nicht gleichgewichtig vorhanden sein. Ergänzt wird das urbane Quartier durch 

Wohnbauflächen für Allgemeine Wohngebiete im Bereich des Steigs. 

Die mit der Planung verbundenen Ziele der Innenentwicklung lassen sich wie folgt beschreiben: 

• Planerische Umsetzung des städtebaulichen Rahmenplans „Südliche Mittelstadt“ in einem 

Angebotsbebauungsplan, um eine langfristige Umsetzung zu ermöglichen, 

• Schaffung der planungsrechtlichen Grundlage für ein urbanes Quartier im Bereich der Mit-

telstadt, 

• Schaffung der planungsrechtlichen Grundlage für die Umnutzung des sog. Moker-Areals 

und der angrenzenden Flächen zwischen der Königsberger Straße und dem Steig, 

• Berücksichtigung der zu erwartenden Bedarfe für Wohn- und Gewerbenutzung, 

• Berücksichtigung der Belange der vorhandenen Wohnbevölkerung und Schaffung von 

neuen Wohnbauflächen im innerstädtischen Zusammenhang. 

 

2 Lage des Plangebietes/Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt im Süden der Stadt Rottweil in einer Entfernung von ca. 1 km von der histo-

rischen Innenstadt entfernt. Es umfasst eine Fläche von ca. 1,9 ha. Das Gebiet umfasst das sog. 

Moker-Areal und die angrenzenden Flächen zwischen der Königsberger Straße und dem Steig. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs liegen die folgenden Flurstücke: 3576, 3576/4 und 

3576/5 (Gemarkung Rottweil). 
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Abbildung 1. Moker-Areal 

 

 

Abbildung 2. Umgrenzung Plangebiet und Lage der Flurstücke im Plangebiet 
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3 Planungsrechtliche Situation 

3.1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung und der Regionalplanung 

Rottweil gehört laut Landesentwicklungsplan 2002 (LEP) zum Verdichtungsbereich im Ländlichen 

Raum um Villingen-Schwenningen. Rottweil ist ein Mittelzentrum. Rottweil liegt am Kreuzungs-

punkt von zahlreichen Entwicklungsachsen, befindet sich jedoch in einem Raum mit Struktur-

schwächen. 

Gemäß der Raumnutzungskarte aus dem Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg 2003 liegt 

das Plangebiet innerhalb des Siedlungsbereichs. Die vorliegende Planung berücksichtigt die im 

Regionalplan und im Landesentwicklungsplan 2002 enthaltenen Grundsätze und Ziele der Raum-

ordnung. Sie konzentriert sich auf den Siedlungsbereich. 

Der Bebauungsplanänderung stehen keine der im Landesentwicklungsplan und im Regionalplan 

formulierten Ziele oder Grundsätze der Raumordnung entgegen. Ebenso sind keine raumordne-

rischen Beeinträchtigungen der Stadt Rottweil und der umliegenden Gemeinden zu erwarten. 

 

3.2 Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 3. Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2012 (rot: ergänzte Darstellung des räumlichen Gel-

tungsbereichs)  

Im Flächennutzungsplan 2012 der Verwaltungsgemeinschaft Rottweil sind die Flächen des Gel-

tungsbereichs als gemischte Bauflächen und als Gewerbegebietsflächen dargestellt. Die Heer-

straße und die Stadionstraße sind als örtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt. Der Bebauungs-

plan lässt sich im Bereich der dargestellten gemischten Baufläche aus dem Flächennutzungsplan 

2012 entwickeln. 
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Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB kann im beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der 

von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flä-

chennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Dabei darf die geordnete städtebauliche Entwick-

lung des Gemeindegebiets nicht beeinträchtigt werden. Der Flächennutzungsplan ist dann im 

Wege der Berichtigung anzupassen.  

Von dieser Möglichkeit wird im Verfahren Gebrauch gemacht, da die geplante Bebauung sich 

südlich der Heerstraße nur im unmittelbaren Straßenbereich aus den gültigen Flächennutzungs-

plan entwickeln lässt. Ansonsten steht die Darstellung der gewerblichen Baufläche der Festset-

zung von Urbanen Gebieten und Allgemeinen Wohngebieten entgegen. Die geordnete städte-

bauliche Entwicklung ist jedoch nicht beeinträchtigt, da die gewerbliche Nutzung im Bereich des 

Moker-Areals dauerhaft aufgegeben wurde und gemäß den Beschlüssen zum städtebaulichen 

Rahmenplan (s. Kapitel 3.4) umgenutzt werden soll. 

 

3.3 Rechtswirksame Bebauungspläne  

Folgender rechtswirksamer Bebauungsplan liegt innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs und 

wird durch diesen Bebauungsplan zum Teil überplant: 

• Bebauungsplan „Auf der Breite“, Nr. RW 207/87, in Kraft getreten am 30.11.1990 (im zeich-

nerischen Teil mit dem Geltungsbereich dargestellt):  

Der Bebauungsplan setzt die Bebauung beiderseits der Heerstraße als Mischgebiet fest und 

die südlich gelegene Bebauung als Gewerbegebiet. Als Maß der baulichen Nutzung wurde 

bezüglich der Mischgebiete bestimmt, dass zwei bis drei und in den Gewerbegebieten ma-

ximal drei Vollgeschosse zu realisieren sind.  
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Abbildung 4. Bebauungsplan „Auf der Breite“, Nr. RW 207/87 
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3.4 Städtebaulicher Rahmenplan 

Der Rahmenplan „Südliche Mittelstadt“ ist durch den Gemeinderat am 16. Mai 2018 beschlossen 

worden. Der Beschluss begründete sich in der im Bereich Stadionstraße – Heerstraße – Steig – 

Tuttlinger Straße – Danziger Straße vorliegenden sehr heterogenen städtebaulichen Struktur so-

wohl in Bezug auf die Nutzungen als auch auf die vorhandenen Gebäudetypologien, die – auch 

aufgrund sich abzeichnender Veränderungen – einer abgestimmten planerischen Steuerung be-

durfte. Mit dem Rahmenplan soll eine abgestimmte, hinreichend konkrete städtebauliche Ge-

samtkonzeption für die unterschiedlichen Bau- und Nutzungsabschnitte definiert werden, die 

gleichzeitig die notwendige Flexibilität für die weitere planerische Ausformung in den verschiede-

nen Teilbereichen zulässt. Dieser Rahmenplan wurde durch Gemeinderatsbeschluss 2021 an die 

aktuellen Entwicklungen angepasst, fortgeschrieben und weiterentwickelt. 

Der Rahmenplan umfasste folgende Bereiche: 

• das städtische Areal im Kreuzungsbereich Brugger Straße/Stadionstraße/Heerstraße, für 

das eine Konzeptvergabe mit Investorenauswahlverfahren 2023 durchgeführt wurde; 

• das Betriebsgelände eines Eigentümers im westlichen Teil des Plangebietes mit den zur 

Stadionstraße angrenzenden Grundstücken, die teils gewerbliche, teils Wohnnutzung auf-

weisen; 

• das sogenannte Moker-Areal, das durch eine vielfältige Mischung aus Gewerbe-, Verwal-

tungs- und Lagernutzung sowie zwischenzeitlich etlichen Leerständen geprägt wird; 

• das Telekom-Areal, in dem sich weitreichende strukturelle Veränderungen abzeichnen; 

• die Wald- und Freiflächen südlich der Danziger Straße in Richtung Holdersbach, die erhal-

ten bleiben; 

• das geplante Wohngebiet „Engelshalde“; 

• den öffentlichen Straßenraum der Heerstraße zwischen Stadionstraße und Steig, der als 

zentraler Stadtplatz diesem neuen Quartier eine eigene Prägung geben soll. 
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Der Rahmenplan lässt sich wie folgt abgrenzen: 

 

Abbildung 5. Abgrenzung des Rahmenplans „Südliche Innenstadt“ und innenliegend des Bebauungs-

plans 

 

Der Rahmenplan sieht eine Verdichtung entlang der Südseite der Heerstraße vor. In diesem zent-

ral gelegenen, leicht zu erreichenden Ort sind Nutzungen mit Versorgungscharakter für die be-

stehenden und zukünftigen Gebäude und Nutzer des Quartiers vorgesehen.  

Die gemischt genutzten Gebäude entlang der Heerstraße verfügen über aktive Zonen im Erdge-

schoss mit Läden, Gastronomie und Dienstleistungen, um den Straßenraum zu beleben und ein 

einheitliches und attraktives Erscheinungsbild zu erzeugen. Über dieser aktiven Zone sollen sich 

insgesamt maximal drei Etagen mit Büro- und Gewerbeflächen sowie Wohnnutzungen erstre-

cken, letztere dabei vor allen Dingen in zurückgesetzten Staffelgeschossen. 

Östlich der Königsberger Straße soll als Puffer ein zusammenhängendes Mischgebiet mit ausrei-

chendem Flächenangebot für Büros, Dienstleistungen und nicht störendem Gewerbe ausgebildet 

werden. Die Gebäude nehmen die Flucht der bestehenden Moker Gebäude auf und bilden mit 

aufgeständerten Kuben in den rückwärtigen Bereich Hofsituationen, die sich zum Grünraum und 

den zentral gelegenen Geschosswohnbauten öffnen. Die Flächen entlang des Steigs bleiben der 

Wohnnutzung vorbehalten und bilden so ein adäquates Gegenüber zur bestehenden Bebauung. 

Der Abriss des Telekom Hochhauses wird als mögliche Variante dargestellt.  

Südlich der Danziger Straße ist die Engelshalde im Rahmenplan als Wohnbaugebiete mit ver-

dichteter Wohnbebauung mit Doppel- und Reihenhäusern dargestellt.  
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Abbildung 6. Auszug aus dem Rahmenplan mit Darstellung der Bauphasen und der möglichen Bebauung 

 

Mit dem Bebauungsplan ist die Schaffung eines Wohngebietes durch eine Vorhabenträgerin im 

Bereich Steig mit Übergang zu einem urbanen Quartier Richtung Königsberger Straße und Heer-

straße als erster Schritt zum Umsetzung des Rahmenplans vorgesehen. Das bestehende private 

Wohnhaus, Königsbergerstraße 7, Flurstück Nr. 3576/4 soll planungsrechtlich in der MU Auswei-

sung (Urbanes Gebiet) mit gesichert werden. Die Nachverdichtung der innerstädtischen Lage und 

die Um- und Nachnutzung der ehemaligen Gewerbe- und Industriebereiche bilden dabei den 

Kern der städtebaulichen Zielsetzung. 

Obwohl für die Umsetzung das Interesse einer Vorhabenträgerin vorliegt und deren Konzepte 

auch in der Umsetzung im Bebauungsplan berücksichtigt wurden, wird kein vorhabenbezogener 

Bebauungsplan erstellt, sondern ein klassischer „Angebotsbebauungsplan“, um den Teilbereich 

in der Gesamtheit zu sichern und den Zielen des Rahmenplans planungsrechtlich vorzubereiten.  

3.5 Verfahren und Verfahrensdaten 

Das Bebauungsplanverfahren wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 

BauGB aufgestellt. Damit verbunden ist, dass, wie bei vereinfachten Verfahren üblich, auf die 

frühzeitige Beteiligung verzichtet wird.  
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Der Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB darf nur eine 

zulässige Grundfläche i. S. v. § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grundfläche von insge-

samt weniger als 20.000 Quadratmetern festsetzen. Dabei sind die Grundflächen mehrerer Be-

bauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufge-

stellt werden, zusammen zu rechnen, dies ist im vorliegenden Fall jedoch nicht erforderlich. Damit 

liegen die Voraussetzung für ein Verfahren gem. § 13a BauGB ohne Vorprüfung des Einzelfalls 

bezogen auf die Umweltbelange vor (s. hierzu Kapitel 12).  

Bezogen auf den engen Zusammenhang im Sinne der Vorschrift ist auszuführen, dass dieser 

vorliegt, wenn eine Planung in mehrere Teilplanungen aufgeteilt wird, die aber auf ein Vorhaben 

abzielen. Dies gilt aber nicht für die Fälle der im Städtebau üblichen abschnittsweisen Planung 

und Realisierung von Projekten, denn hier fehlt es dann jedenfalls an dem zeitlichen Zusammen-

hang. Dass eine umfassende Planung vorliegt, die in Abschnitten vorgenommen wird, spricht 

nicht für die Vermutung, dass eine „Kumulation“ vorliegt. Planmäßigkeit kennzeichnet vielmehr 

den Städtebau (vgl. EZBK/Krautzberger, 132. EL Februar 2019, BauGB § 13a Rn. 43). 

Die Festsetzung einer Grundflächenzahl im Sinne des § 13a BauGB bezieht sich nach § 19 

Abs. 2 BauNVO auf die baulichen Anlagen der Hauptnutzung (sog. Hauptbaukörper); dies sind 

jene baulichen Anlagen, die in den Baugebieten der BauNVO aufgrund der jeweiligen Bauge-

bietsvorschrift unmittelbar zulässig sind. Aus dieser Bezugnahme wird gefolgert, dass die Schwel-

lenwerte des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB sich nur auf die Anlagen der Hauptnutzung beziehen 

und dass die nach § 19 Abs. 4 BauNVO anrechenbaren Grundflächen für Zubehöranlagen wie 

Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i. S. d. §14 BauNVO, bauliche Anla-

gen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im 

Hinblick auf die Einhaltung der Schwellenwerte keine Berücksichtigung finden sollen (vgl. Brügel-

mann, Baugesetzbuch, Werkstand: 112. Lfg. Oktober 2019, § 13a BauGB, Rn. 70). 

Im Folgenden werden die einzelnen Verfahrensschritte dargestellt und entsprechend datiert. Zu-

sätzlich werden die noch durchzuführenden Verfahrensschritte aufgezeigt, um einen Überblick 

über das weitere Verfahren zu ermöglichen.  

(Anmerkung: Die Daten werden nach jedem Verfahrensschritt ergänzt.) 

Aufstellungsbeschluss am: __.__.____ 

Beschluss zur Offenlage: __.__.____ 

Offenlage des Bebauungsplan-Entwurfs und Beteiligung der Öffentlich-

keit sowie die Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. 

§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB:  

vom __.__.____ 

bis __.__.____ 

Abwägungsbeschluss: __.__.____ 

Satzungsbeschluss: __.__.____ 

 

  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=19
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=19&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=13a
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=13a&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=19
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=19&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=14
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4 Plankonzeption 

4.1 Städtebau und Gestaltung 

Die wesentlichen Gestaltungsprinzipien für den Rahmenplan sind bereits in Kapitel 3.4 beschrie-

ben worden. 

Im Bereich der Urbanen Gebiete sollen die gemischt genutzten Gebäude im Erdgeschoss durch 

Läden, Gastronomie und Dienstleistungen das Viertel beleben, in den darüber liegenden Ge-

schossen können sich Büro und Gewerbeflächen sowie Wohnflächen anschließen. 

 

Abbildung 7. Gestaltungsvorschlag (Duemler Architekten) 

 

Nach dem planerischen Konzept sollen die Gebäude weitestgehend von den öffentlichen Straßen 

erschlossen werden. Flächen für den ruhenden Verkehr werden hauptsächlich in Tiefgaragen 

unter den Gebäuden und – in geringerem Maße – entlang der Straßen sowie auf rückwärtigen, 

oberirdischen Stellplatzflächen angeboten.  

Die zentral gelegenen Flächen sollen somit dem Fußgänger und Radverkehr vorbehalten werden 

und zum urbanen Gebietscharakter beitragen.  
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Die Wegeführung soll auch für Fußgänger und Radfahrer durch die Baugebiete hindurchgeführt 

werden, z. B. durch eine Parallele zum Steig.  

Im Allgemeinen Wohngebiet sollen Wohnhäuser mit 4 – 5 Geschossen in Form von Stadtvillen 

entstehen, die in eine Art Parklandschaft eingebettet werden (nicht überbaubare Grundstücksflä-

che und private Grünfläche). 

Geplant sind insgesamt 87 Wohneinheiten durch eine Vorhabenträgerin für eine durchmischte 

Nutzerstruktur. Zentraler Ansatz der Planung ist somit die Innenentwicklung, die eine verdichtete 

Bebauung in bevorzugter Innenstadtlage vorsieht. Als Übergang zum bestehenden Gewerbege-

biet und zur Erschließungsachse Heerstraße schließt ein Urbanes Gebiet mit seinen gemischten 

Nutzungsmöglichkeiten an. Dabei soll im exponierten Bereich der Heerstraße entsprechend dem 

Rahmenplan ein Neubau als neuer Kopfbau des historischen Moker-Areals realisiert werden, der 

ein wahrnehmbares Signets für die Revitalisierung der brach liegend Flächen darstellen soll.  

Die Planung der Außenanlagen vernetzt die übergeordneten Grünräume miteinander. Im Inneren 

des Gesamtareals zwischen Königsbergerstraße und Steig soll sich ein durchgängiger land-

schaftlich angelegter Park öffnen.  

Durch den Bebauungsplan wird der Rahmen für die Gestaltung im Rahmen der Umsetzung ge-

schaffen, in dem insbesondere das Maß der baulichen Nutzung sowie z. B. die Dachformen be-

stimmt werden. 

 

4.2 Verkehrserschließung und Mobilitätskonzept 

Das Plangebiet ist – da im Innenbereich der Stadt Rottweil liegend – vollständig verkehrlich er-

schlossen. Hauptstraßen in der Umgebung des Geltungsbereichs sind die Heerstraße und die 

Stadionstraße und über letztere wird auch die Anbindung an das überörtliche Straßennetz ge-

währleistet. Das Plangebiet ist im Bereich der Stadionstraße ferner an den öffentlichen Perso-

nennahverkehr angebunden.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans der Innenentwicklung ist keine Änderung der Ver-

kehrserschließung verbunden. Im Zuge der Detaillierung des Rahmenplans sind jedoch Ver-

kehrskonzepte in zwei Varianten durch die Ingenieur Gesellschaft Verkehr GmbH & Co. KG für 

einen potenziellen Umbau der Heerstraße entwickelt worden, die die Planung im Bereich des 

Moker-Areals berücksichtigen: 
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Abbildung 8. Variante 1 

 

 

Abbildung 9. Variante 2 

 

Die beiden Varianten unterscheiden sich vor allen Dingen wie folgt: In der Variante 1 ist ein baum-

bestandener Grünstreifen zur Gliederung in der Mitte der Straße vorgesehen, in der Variante 2 

entfällt dieser, stattdessen sind beidseitig Radfahrstreifen mit eigenständiger Markierung vorge-

sehen. Zusätzlich könnte auf dem Abschnitt ein verkehrsberuhigter Geschäftsbereich ("Tempo-

20-Zone") mit sehr breiten Gehwegen eingerichtet werden. Die Auseinandersetzung mit den Pla-

nungsvarianten für die Heerstraße findet außerhalb dieses Bebauungsplans statt. 
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Der konkreten Planung für das Gebiet liegt neben den städtebaulichen Vorstellungen auch ein 

Mobilitätskonzept zugrunde, welches schematisch in der folgenden Abbildung dargestellt wird: 

 

Abbildung 10. Mobilitätskonzept für das Gebiet 

 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die Heerstraße, die Königsberger Straße und den 

Steig. Für den motorisierten Verkehr sind dabei Ein- und Ausfahrtsbereiche an der Heerstraße 

und am Steig definiert worden, die aufzeigen, an welchen Stellen Grundstückszu- und -abfahrten 

oder Tiefgaragenzu- und -abfahrten liegen dürfen. 

Tiefgaragen sind zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs im Bereich des Urbanen Gebietes 

MU 1 und im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete geplant. Dabei ist für die Tiefgarage unter 

den Wohngebieten eine Erschließung über die Königsberger Straße und den Steig geplant, um 

die entstehenden Verkehre zu verteilen und den Steig von Verkehrslärm zu entlasten. 



 

Begründung zum Bebauungsplan „Auf der Breite – 1. Änderung – Moker-Areal“  Seite 17 

17. November 2023 

Das Gebiet soll über ein Wegenetz für den Fußgängerverkehr und den Radverkehr im inneren 

erschlossen werden. Die entsprechenden Wegerechte werden im Bebauungsplan über Geh-, 

Fahr- und Leitungsrechte gesichert. Damit soll der nicht-motorisierte Individualverkehr gefördert 

und attraktiviert werden. 

Für Sharing-Angebote (z. B. Car-Sharing, Bike-Sharing, E-Scooter) soll ein sog. Mobiltätshub im 

zentralen Plangebiet vorgesehen werden, in dem die Angebote gebündelt werden. 

Das bestehende Verkehrsnetz ist zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit durch das Büro IGV 

GmbH & Co .KG untersucht worden (IGV GmbH & Co .KG: “ Stadt Rottweil, Bebauungsplan „Auf 

der Breite – 1. Änderung – Moker-Areal“, Ermittlung des Mehrverkehrs, Überprüfung der Leis-

tungsfähigkeit und Berechnung der Verkehrsdaten, Stand: November 2023).  

Damit die verkehrlichen Auswirkungen Teilumsetzung des Rahmenplans beurteilt werden kann, 

ist eine verkehrliche Untersuchung mit Verkehrserzeugung, Verkehrsumlegung, und Leistungs-

fähigkeitsberechnung der umliegenden Knotenpunkte durchgeführt worden.  

Es ergeben sich für die beurteilungsrelevanten Straßenabschnitte die in der folgenden Tabelle 

dargestellten durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärken (DTV) im Bestand und im Planfall 

nach Realisierung der Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans. 

Tabelle 1.  Durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke im Bestand und im Planfall 

Abschnitt PKW LKW1+2 Krad 

Querschnitt Heerstraße, Abschnitt Stadionstraße – Königsberger Straße 

Bestand 7.939 64 77 

Planfall 8.775 73 79 

Querschnitt Heerstraße, Abschnitt Königsberger Straße – Steig 

Bestand 6.465 49 76 

Planfall 6.940 53 78 

Querschnitt Steig 

Bestand 3.090 16 28 

Planfall 3.391 20 29 

Querschnitt Königsberger Straße 

Bestand 536 25 4 

Planfall 1.397 39 4 

 

Die Steigerung der Verkehrszahlen liegt in den meisten Abschnitten bei 5 - 10 %. Die hohe Stei-

gerung auf der Königsberger Straße zwischen Bestand und Planfall ist dadurch begründet, dass 

der von der Agentur für Arbeit ausgehende Verkehr dem Planfall zugeordnet wird, obwohl die 

Nutzung schon besteht. 

Für die prognostizierten Verkehrsmengen mit dem Mehrverkehr durch das Plangebiet wurden 

Leistungsfähigkeitsberechnungen durchgeführt. Die Berechnungen ergeben, dass am Knoten-

punkt  

• Heerstraße/Straße Steig/Dammstraße die maximale mittlere Wartezeit 12,8 s beträgt und 

am Linksabbieger von Straße Steig in Richtung Heerstraße West in der Nachmittagsspitze 

auftritt und 
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• Heerstraße/Königsberger Straße die maximale mittlere Wartezeit 11,7 s beträgt und am 

Linksabbieger von Königsberger Straße in Richtung Heerstraße West in der Nachmittags-

spitze auftritt.  

Beide Kontenpunkte können den prognostizierten Mehrverkehr aufnehmen und der Verkehr wird 

dort weiterhin flüssig laufen. Die Wartezeiten werden durch die Gutachtenden als vertretbar be-

wertet. 

Für den Knotenpunkt Heerstraße/Stadionstraße ergeben die Berechnungen, dass der prognosti-

zierte Mehrverkehr aufgenommen werden kann, die maximale mittlere Wartezeit beträgt jedoch 

31,3 s in der Vormittagsspitze am Knotenarm Stadionstraße Süd. Diese Wartezeit ist rein rech-

nerisch vertretbar. 

Entgegen den rechnerischen Ergebnissen der Leistungsfähigkeitsberechnung entsteht innerhalb 

der morgendlichen Spitzenstunde zwischen ca. 7:30-8:00 Uhr ein Rückstau von ca. 800 m auf 

der Stadionstraße. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich an der westlichen Heerstraße ein 

Schulzentrum befindet und der Hauptstrom aus der südlichen Stadionstraße kommt. Beobach-

tungen zufolge löst sich der Rückstau innerhalb von zehn Minuten wieder auf. Deshalb ist davon 

auszugehen, dass die Überlastung des Knotens nur für eine kurze Zeit auftritt. Der induzierte 

Verkehr aus dem Moker-Areal macht in der morgendlichen Spitzenstunde einen Bruchteil des 

Verkehrs aus ist damit nicht ursächlich für eine Überlastung des Knotens.  

 

4.3 Technische Erschließung 

Aufgrund der innerstädtischen Lage ist auch eine technische Ver- und Entsorgung gewährleistet, 

alle erforderlichen Leitungen (Gas, Wasser, Abwasser, Strom, Telekommunikation) liegen inner-

halb der bestehenden Verkehrsflächen und ermöglichen grundsätzlich einen Anschluss des Ge-

bietes. 

Heizenergie wird von der Energieversorgung Rottweil über das Fernwärmenetz der Stadt Rottweil 

zur Verfügung gestellt. Dazu kommen als Anschlussstandorte die Energieversorgung des Aqua-

sol oder die Energieversorgung der Postlehrwerkstatt in Betracht. Die Kapazitäten und An-

schlussmöglichkeiten werden durch die ENRW geprüft und bestimmt. 

Für die Versorgung mit elektrischer Energie kann grundsätzlich auf die bestehenden Transforma-

toren an der Königsbergerstraße zurückgegriffen werden, die allerdings auf das Ende ihrer Le-

bensdauer zugehen. Für diese wird innerhalb des Plangebietes mit der Fläche für Versorgungs-

anlagen ein Ersatzplatz geschaffen. 

 

4.4 Globaler Klimaschutz 

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches in 2011 ist gem. § 1a Abs. 5 BauGB auch im Bauleit-

verfahren den Erfordernissen des allgemeinen Klimaschutzes Rechnung zu tragen und die Be-

lange in der Abwägung zu berücksichtigen. In der Bauleitplanung gibt es jedoch nur einge-

schränkt die Möglichkeit, aktiv die Belange des globalen Klimawandels zu befördern. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung werden vor allen Dingen die folgenden Maßnahmen fest-

gesetzt, um den Klimaschutz zu fördern: 
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• Für alle Gebäude wird eine Dachbegrünung vorgesehen. Die Teilverdunstung auf den dach-

begrünten Flächen bewirkt Kühlungseffekte der Umgebungsluft im Sommer, was sich im 

bebauten Umfeld positiv auf das Mikroklima auswirken kann. Ebenso reduzieren Gründä-

cher die Wärmeabstrahlung im Sommer, was die Aufheizung in bebauten und versiegelten 

Bereichen wirksam minimiert.   

Gründächer leisten gleichzeitig einen Beitrag zur Rückhaltung bzw. Abflussverlangsamung 

des anfallenden Niederschlagswassers, was der Entlastung des Kanalnetzes zugutekommt. 

Dadurch dämpfen sie die Auswirkungen von Überflutungsgefahren.  

Außerdem wird die Anpflanzung von Blühstauden ermöglicht, damit steigt das Nahrungsan-

gebot für Insekten- und Vogelarten im Vergleich zu unbegrünten Dächern erheblich.  

Die Flachdachfläche ist zu mindestens 60 % extensiv zu begrünen. Die festgesetzte Dach-

begrünung wird nicht auf der gesamten Dachfläche verpflichtend vorgegeben, um den even-

tuellen Bau von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen oder die Nutzung für 

Dachterrassen und erforderliche technische Aufbauten zu ermöglichen.  

• Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksfläche 

ermöglichen eine dichte und kompakte Bebauung insbesondere in den Urbanen Gebieten 

und im Kerngebiet, durch die eine höhere Energieeffizienz der späteren Gebäude im Ver-

gleich zu einer geringer geschossigen Bebauung gewährleistet werden kann. 

• Es wird festgesetzt, dass die Höhe baulicher Anlagen um bis zu 1,5 m durch Anlagen, die 

der solaren Energieerzeugung dienen, überschritten werden darf. Diese Festsetzung kann 

als Anreiz für Bauherren dienen, regenerative Energien verstärkt vorzusehen. 

 

4.5 Artenschutz 

Durch die Planaufstellung könnten Eingriffe vorbereitet werden, die auch zu Störungen oder Ver-

lusten von geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) oder deren 

Lebensstätten führen können. Die Überprüfung erfolgt anhand eines artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrages (Thomas Grözinger: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan „Auf 

der Breite – 1. Änderung Moker-Areal“, Fassung vom 23.03.2020 mit Ergänzungen vom 

10.11.2023). 

Die rechtliche Grundlage für den vorliegenden Artenschutzbeitrag bildet der artenschutzrechtli-

che Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 BNatSchG, der folgendermaßen gefasst ist: 

"Es ist verboten, 

• wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten, nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-

schädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 

zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-

stand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören." 
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Die artenschutzrechtlich relevanten Untersuchungen erfolgten in der Zeit vom 24.07.2019 bis 

zum 11.09.2019. Im Rahmen von vier Übersichtsbegehungen und zwei nächtlichen Begehungen 

zur Untersuchung der Fledermäuse und nachtaktiven Vogelarten wurde das angetroffene Inven-

tar an biotischen und abiotischen Strukturen auf eine mögliche Nutzung durch artenschutzrecht-

lich indizierte Spezies untersucht und die angetroffenen relevanten Arten dokumentiert. Innerhalb 

dem Gebäude-, Gehölz- und Grünlandbestand als Haupteinheiten wurden Kleinstrukturen defi-

niert, die als Habitate für Arten des Anhanges ll und IV der FFH-Richtlinie, für europäische Vogel- 

und Fledermausarten sowie für die nach dem Bundesnaturschutzgesetz besonders oder streng 

geschützten Arten geeignet sein könnten. So wurden auch sämtliche Strukturen nach vorjährigen 

Neststandorten, nach Bruthöhlen, nach Rupfplätzen etc. abgesucht. Im Vordergrund der Ermitt-

lung von potenziellen Arten stand auch die Selektion des Zielartenkonzeptes des Landes Baden-

Württemberg (ZAK). Diese erfolgt durch die Eingabe der kleinsten im Portal des ZAK vorgegebe-

nen Raumschaft in Verknüpfung mit den Angaben des Naturraumes und der im Gebiet vorkom-

menden Habitatstrukturen. Im Ergebnis lieferte das ZAK die zu berücksichtigenden Zielarten. Die 

detaillierte Erfassungsmethode sowie die Ergebnisse der Kartierung sind dem Artenschutzrecht-

lichen Fachbeitrag zu entnehmen. 

Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird dargestellt, inwiefern durch das geplante Vorhaben 

planungsrelevante Artengruppen betroffen sind. Für folgende Arten konnte aufgrund der Be-

standsaufnahme eine Betroffenheit von vornherein ausgeschlossen werden: Farn- und Blüten-

pflanzen, Haselmaus (Muscardinus avellanarius), des Bibers (Castor fiber), Amphibien und Bau-

chigen Windelschnecke (Vertigo moulinsiana). Für die weiteren Arten erfolgte eine vertiefte Prü-

fung mit den folgenden zusammenfassend wiedergegebenen Ergebnissen: 

• Fledermäuse:  

Es kommen innerhalb des gesamten Geltungsbereiches keinerlei Strukturen vor, die als 

Winterquartier für Fledermäuse geeignet sind, jedoch ist eine Nutzung als Hangplatz und 

Sommerquartier in Dachstühlen, Bereichen der Fassaden sowie in Stammspalten/Stamm-

höhlen potenziell denkbar. Daher können vorhabenbedingte Tötungen von Fledermäusen 

durch das Freiräumen des Baufeldes nur ausgeschlossen werden, wenn Rodungen und 

Gebäudeabrisse außerhalb der Aktivitätsphase der Fledermäuse durchgeführt und Minimie-

rungsmaßnahmen umgesetzt werden.  

Zur durchgängigen Erhaltung von Fortpflanzungsstätten wird empfohlen, an Bestandsge-

bäuden im Plangebiet und in der weiteren Umgebung Quartierkästen für Fledermäuse in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde zu verhängen und in Neubauten Quar-

tiersteine oder Flachkästen für Fledermäuse vorzusehen.  

Signifikante negative Auswirkungen für die Fledermaus-Populationen aufgrund von bau-, 

anlage- und betriebsbedingten Wirkungen sind auch bei einer Nutzung des Gebietes als 

Jagdraum nicht zu erwarten. Der Verbotstatbestand des erheblichen Störens von Tieren 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten wird für 

Fledermausarten nicht erfüllt.  

Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des BNatSchG wird unter Beachtung von o. g. 

Rodungs- und Abrisszeiträumen sowie unter Umsetzung der Minimierungsmaßnahmen 

ausgeschlossen. 

• Vögel:  

Innerhalb des Geltungsbereiches wurden Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vogelarten 

registriert. Gebäudeabrisse und Rodungen sind daher außerhalb der Vogelbrutzeit durch-

zuführen. Als Ausgleich sind Nischenbrüterkästen und Mauerseglerkästen im Geltungsbe-

reich oder seiner unmittelbaren Umgebung anzubringen. Auch sind  Höhlenbrüterkästen zu 

verhängen. Art und Umfang der Maßnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbehörde ab-

zustimmen.  
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Erhebliche bau-, anlage- und betriebsbedingte Störwirkungen auf Vogelarten, die in an das 

Plangebiet angrenzenden Bereichen vorkommen, sind nicht zu erwarten.  

Unter Einhaltung des o. g. Rodungs- und Abrisszeitraumes sowie unter Beachtung der Mi-

nimierungsmaßnahmen kann ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des BNatSchG 

ausgeschlossen werden.  

Reptilien:  

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse wird ein Vorkommen der indizierten Arten ausge-

schlossen. Somit wird auch ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des BNatSchG und 

ausgeschlossen 

• Käfer (Coleoptera) und Schmetterlinge (Lepidoptera):  

Aufgrund des Vergleichs der Habitatbedingungen vor Ort, der Lage der bekannten Verbrei-

tungsgebiete sowie der Untersuchungsergebnisse wird ein Vorkommen der indizierten Arten 

ausgeschlossen. Somit wird auch ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des BNatSchG 

ausgeschlossen. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass unter Einhaltung der unten ge-

nannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, durch das geplante Vorhaben kein Ver-

stoß gegen § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG vorbereitet wird. Die Maßnahmen werden dabei 

sowohl planintern festgesetzt (s. Kapitel 5.8) als auch planextern.  

Folgende planexterne Maßnahmen sind dabei umzusetzen bzw. im Bereich des Viaduktes bereits 

umgesetzt, um eine artenschutzrechtliche Verträglichkeit der Planung zu gewährleisten:  

• Aufhängen von vier Fledermaus-Quartierkästen am Brückenbauwerk (Viadukt) an der Balin-

ger Straße, 

• Anbringen von 4 Kästen für höhlenbrütende Vogelarten an den Bestandsbäumen der Grün-

fläche am Zollhäusle (Gemarkung Rottweil, Flurstück 458) und 

• Aufhängen von vier Höhlenbrüter-Kästen für Mauersegler am Brückenbauwerk (Viadukt) 

an der Balinger Straße. 

 

5 Planungsrechtliche Festsetzungen 

5.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist bereits im Kapitel 2 beschrieben wor-

den und wird abschließend in der Planzeichnung bestimmt. 

 

5.2 Art der baulichen Nutzung  

Ziel des Bebauungsplanes ist es, ein urbanes, innerstädtisches Gebiet du ein Wohngebiet zu 

schaffen. Hier sollen sowohl die Wohnbelange als auch die Belange der Wirtschaft Berücksichti-

gung finden. Daher werden Urbane Gebiete als Art der baulichen Nutzung festgesetzt, die ein 

gemischt genutztes Gebiet ermöglichen. Die Urbanen Gebiete werden flankiert von Allgemeinen 

Wohngebieten entlang des Steigs. Entlang des Steigs sollen sich nach dem Städtebaulichen 

Rahmenplan mittelfristig weitere Wohngebiete ansiedeln. 

Gemäß § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzu-

ordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem 

Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich 

vermieden werden.  
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Diesem Trennungsgrundsatz wird mit der Planung grundsätzlich Rechnung getragen. Den beste-

henden Gewerbegebieten werden Urbane Gebiete angeschlossen. Diese Abstufung der Nutzun-

gen ist im Nebeneinander verträglich, sofern im Einzelfall die neuen Nutzungen nicht unzumut-

baren Störungen ausgesetzt sind. Hierfür liegen im vorliegenden Fall keine Anhaltspunkte vor. 

Die geplanten Allgemeinen Wohngebiete sind den bestehenden Wohngebieten im Osten ange-

schlossen, zugleich befinden sie sich an der Nahstelle von gewerblichen und sonstigen Nutzun-

gen, so dass eine Störung nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann. Dies gilt auch für 

die ggf. von dem Areal der Telekom ausgehenden potenziellen Störungen und von potenziellen 

Störungen aus dem am Steig vorhandenen gewerblichen Nutzungen (Schlosserei am Steig 46).  

Störungen sind im vorliegenden Fall vor allen Dingen durch gewerbliche Geräuschimmissionen 

nicht ausgeschlossen, jedoch liegen zugleich keine Hinweise vor, dass die Geräuschimmissionen 

so hoch sein könnten, dass die gesunden Anforderungen an die Wohnverhältnisse, wie sie z. B. 

auch in Mischgebieten vorliegen müssen, nicht gewahrt werden würden. Hinweise auf andere 

relevante Immissionspfade liegen nicht vor. Das Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe ist 

im Bereich des Steigs schon im Bestand vorhanden. 

Das Nebeneinander wird städtebaulich vorgesehen, um die mittel- und langfristigen Entwicklun-

gen, die im städtebaulichen Rahmenplan bestimmt sind, in einem ersten Schritt vorzubereiten 

und um das innerstädtische Wohnen zu fördern. Ein ggf. höheres Störpotential für die festgesetz-

ten Allgemeinen Wohngebiete bis hin zur Belastung, die in Urbanen Gebieten zulässig ist, ist 

daher auch durch die späteren Bewohner hinzunehmen. Die gesunden Wohnverhältnisse in den 

neuen Quartieren werden dadurch nicht gefährdet, da auch Urbane Gebiete uneingeschränkt 

dem Wohnen dienen. 

Für alle Baugebiete werden spezifische textliche Festsetzungen zur Feingliederung und zur Ein-

schränkung der Zulässigkeitsvoraussetzungen vorgenommen, um die Planungsziele zu errei-

chen und insbesondere Nutzungskonflikte zwischen Wohnnutzungen und gewerblichen Nutzun-

gen auszuschließen. 

Die langfristig angestrebte Nutzungsmischung ist im städtebaulichen Rahmenplan bereits kon-

kretisiert worden und wird mit jedem Planungsschritt fortgeschrieben: 
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Abbildung 11. Nutzungsmischung gemäß Rahmenplan 

 

5.2.1 Allgemeine Wohngebiete gemäß § 5 BauNVO 

Im Bereich des Steigs werden zur Realisierung des städtebaulichen Rahmenplans zwei Allge-

meine Wohngebiete festgesetzt. Alle allgemein in einem solchen Gebiet zulässigen Nutzungen 

werden auch als zulässig festgesetzt. 

Von den ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO werden sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen als nicht zulässig festgesetzt, da 

diese Betriebe innerhalb der Baufenster und dem Nutzungskonzept folgend städtebaulich nicht 

erwünscht sind. Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Anlagen der Verwaltungen sind hin-

gegen auch in den beiden Allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulässig. 

5.2.2 Urbane Gebiete gemäß § 6a BauNVO 

Urbane Gebiete dienen gemäß Ihrer Zweckbestimmung in Absatz 1 des § 6a BauNVO dem Woh-

nen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Ein-

richtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die Nutzungsmischung muss dabei – 

im Unterschied zu einem Mischgebiet gem. § 6 BauNVO – nicht gleichgewichtig sein. Mithin kann 

es im Urbanen Gebiet sowohl für das Wohnen als auch für andere zulässige Nutzungen eine 

deutliche Dominanz geben. 

Die erst 2017 in die Baunutzungsverordnung eingeführte Vorschrift soll nach dem Willen des 

Verordnungsgebers Regelungselemente des Mischgebietes, des Kerngebietes und des beson-

deren Wohngebietes in neuartiger Weise kombinieren und dabei auf die Vision einer nutzungs-

gemischten Stadt der kurzen Wege abzielen. 

Im Vergleich von einem Urbanen Gebiet (MU) und einem Mischgebiet (MI) lassen sich insbeson-

dere folgende Aspekte hervorheben: 
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• Aufgrund der erweiterten Festsetzungsmöglichkeiten in § 6a Abs. 4 BauNVO kann in Urba-

nen Gebieten eine präzisere Feindifferenzierung vorgenommen werden. 

• Im MU besteht nach dem Immissionsschutzrecht ein höherer Störgrad in Bezug auf Gewer-

belärmimmissionen. Der Immissionsrichtwert für MU ist im Tagzeitraum (von 06:00 Uhr bis 

22:00 Uhr) um 3 dB(A) höher als im Mischgebiet (gem. Nr. 6.1 TA Lärm im MU tagsüber 

63 dB(A) und 60 dB(A) im MI, der Immissionsrichtwert für den Nachtzeitraum beträgt in bei-

den Gebieten 45 dB(A)). 

Als allgemein zulässig werden in den Urbanen Gebieten im räumlichen Geltungsbereich die fol-

genden Nutzungen festgesetzt: 

• Wohngebäude, Wohnnutzungen sind dabei im Erdgeschoss auf der Straßenseite nur aus-

nahmsweise zulässig, um den urbanen Charakter zu fördern, 

• Geschäfts- und Bürogebäude, 

• Schank- und Speisewirtschaften, 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

• sonstige Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören und 

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-

liche Zwecke. 

Vergnügungsstätten und Tankstellen sind aus städtebaulichen Gründen in den Urbanen Gebie-

ten unzulässig, diese sind gemäß § 6a BauNVO sowieso nur ausnahmsweise zulässig. 

Einzelhandelsbetriebe werden vollständig in den Urbanen Gebieten ausgeschlossen, um die 

zentralen Versorgungsbereiche in der Stadt nicht zu schwächen. 

 

5.3 Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Im Folgenden werden unter anderem die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung be-

schrieben. 

 

5.3.1 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird in den Urbanen Gebieten in Form von großzügigen 

Baufenstern festgesetzt, die eine Vielzahl von Gebäudeformen ermöglichen, die dem Rahmen-

plan entsprechen. Auf die Festsetzung von Baulinien wurde bewusst verzichtet, um die Entwick-

lung unterschiedlicher Baukörper zu ermöglichen. Dabei wurde beachtet, dass sich alle nach dem 

derzeitigen Rahmenplan vorgesehenen Gebäude verwirklichen lassen. Dementsprechend wurde 

auch eine abweichende Bauweise festgesetzt mit der Maßgabe, dass in der offenen Bauweise 

auch Baukörper mit einer Länge von mehr als 50 m zulässig sind. 

Dem städtebaulichen Rahmenplan mit der konkreten Gebäudekubatur wird in den textlichen Fest-

setzungen Rechnung getragen. Demnach wird festgesetzt, dass auf den überbaubaren Grund-

stücksflächen in allen Baugebieten das vierte Vollgeschoss als Staffelgeschoss auszubilden ist. 

Die Außenwände des 4. Vollgeschosses müssen demnach allseitig um jeweils mindestens 1,5 m 

hinter die Außenwandflächen des darunter liegenden Vollgeschosses zurücktreten. In der Regel 

wird nach dem städtebaulichen Rahmenplan die Regelung für das Staffelgeschoss das oberste 

Geschoss treffen. Die Regelung ermöglicht aber auch, z. B. dreigeschossig ohne Staffelgeschoss 

zu bauen.  
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In den Allgemeinen Wohngebieten werden drei einzelne Baufenster für die Stadtvillen festgesetzt, 

um an dieser Stelle den Rahmenplan in engen Grenzen umzusetzen. Weiterhin werden vier Bau-

fenster für eher riegelartige Wohnbebauungen vorgesehen. 

 

5.3.2 Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl  

Die Grundflächenzahl und die Geschossflächenzahl folgt der beabsichtigten Dichte in den Bau-

gebieten und der jeweils angestrebten Zahl der Vollgeschosse im Rahmenplan.  

Für die Urbanen Gebiete MU 1 und MU 2 wird die Obergrenze des § 17 BauNVO für die Grund-

flächenzahl ausgeschöpft, die GFZ bleibt jedoch dahinter zurück. Dies ist dem Umstand geschul-

det, dass die Baugebiete bereits im Bestand hoch verdichtet bzw. nahezu vollständig überbaut 

bzw. versiegelt sind. Daher wird auch textlich festgesetzt, dass durch die Grundflächen von Ga-

ragen- und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-

lichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Grundstück lediglich unterbaut 

wird, eine Grundflächenzahl von bis zu 1,0 zugelassen werden kann.  

Für das in Teilen noch unbebaute Urbane Gebiet MU 3 wird mit einer GRZ von 0,6 eine geringere 

Dichte festgesetzt, die den Übergang zu den Allgemeinen Wohngebieten deutlich macht und eine 

ausreichende Durchgrünung gewährleistet. 

Da der städtebauliche Rahmenplan für die Allgemeinen Wohngebiete die Lage einer parkartigen 

Landschaft vorsieht, wird die GRZ hier mit nur 0,2 festgesetzt und der baulichen Höhe mit einer 

GFZ von 1,0 bzw. 0,8 Rechnung getragen. Allerdings ist aufgrund der geplanten Tiefgarage 

textlich festgesetzt worden, dass auch eine GRZ von bis zu 0,7 zugelassen werden darf, sofern 

die Tiefgarage unterhalb der Geländeoberfläche liegt und diese begrünt wird. So kann trotz einer 

intensiveren Unterbauung der parkartige Charakter gewährleistet werden und der ruhende Ver-

kehr auf dem Grundstück untergebracht werden. 

Für die festgesetzten Grundflächen- und Geschossflächenzahlen ist überprüft worden, dass alle 

Gebäude des städtebaulichen Rahmenplans realisiert werden können. 

 

5.3.3 Höhe der baulichen Anlagen und Zahl der Vollgeschosse 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird durch die Angabe einer Höhe in Metern über Normal-

höhennull und der maximalen Anzahl der Vollgeschosse durch Planeintrag in den einzelnen Bau-

gebieten bestimmt. 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird dabei gestuft festgesetzt: In den Urbanen Gebieten wird 

eine bis zu viergeschossige Bebauung festgesetzt (Höhe 610,0 m – 612,0 m über NHN, ca. 15 m 

Wandhöhe).  

Die Häuser in den Allgemeinen Wohngebieten sollen vier bzw. fünf Vollgeschosse haben und 

sind dementsprechend auch bezüglich der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen differen-

ziert festgesetzt (613,0 m bzw. 615,0 m über NHN). Die derzeitige Grundstückshöhe beträgt im 

Bereich des Steigs ca. 595 m, so dass sich eine maximale Höhe der Gebäude von circa 16,5 m 

bis 20,0 m ergeben kann. 

Die Möglichkeit der Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe um bis zu 1,5 m durch Anlagen, 

die der solaren Energiegewinnung dienen, wird aus Klimaschutzgründen für alle Baugebiete auf-

genommen. 
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5.4 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze und Zufahrten 

Für die Allgemeinen Wohngebiete wird bezüglich der oberirdischen Stellplätze bestimmt, dass 

diese nur innerhalb der Fläche für Nebenanlagen mit der Zweckbestimmung Tiefgarage zulässig 

sind, um den geplanten parkähnlichen Charakter des Gebietes zu wahren und um zugleich z. B. 

Besucherstellplätze einrichten zu können. Für die Urbanen Gebiete wird eine entsprechende 

Festsetzung nicht getroffen, aufgrund der Bestandsnutzung und der zu erwartenden Nutzungs-

mischung sind Stellplätz überall in den Urbanen Gebieten zulässig. 

Garagen, Carports und überdachte Stellplätze sind in allen Baugebieten außerhalb der überbau-

baren Grundstücksfläche unzulässig. Garagen sind dabei so herzustellen, dass zwischen Gara-

genzufahrt und öffentlicher Verkehrsfläche ein Stauraum von mindestens 5,5 m verbleibt, um eine 

Verkehrsgefährdung bei Ein- und Ausparkvorgängen zu vermeiden. 

Klarstellend wird festgesetzt, dass Zufahrten zu Grundstücken und Tiefgaragen auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind, so dass noch keine Festlegung in den ein-

zelnen Baugebieten vorgenommen werden muss. Dabei werden an der Heerstraße, im Kreu-

zungsbereich mit der Königsberger Straße und am Steig zeichnerisch Bereiche ohne Ein- und 

Ausfahrten festgesetzt. 

Außerhalb der überbaubaren Flächen sind je Baugrundstück Nebenanlagen im Sinne von § 14 

Abs. 1 BauNVO mit bis 40 m³ Rauminhalt zulässig. Alle außerhalb der Gebäude liegenden Ne-

benanlagen mit sichtbarer Wirkung auf die öffentliche Verkehrsfläche sind einzuhausen oder ein-

zugrünen. 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauGB (der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, 

Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienende Nebenanlagen) sind all-

gemein zulässig. 

 

5.5 Schallschutz im Hochbau 

Aufgrund der Verkehrsbelastung auf der Stadionstraße und der Heerstraße und der durch den 

Bebauungsplan verursachten möglichen zusätzlichen Verkehre, wurde eine Untersuchung für 

den Schallschutz gegen Außenlärm angefertigt (Schalltechnische Untersuchung zum Bebau-

ungsplan der GN Bauphysik Finkenberger + Kollegen Ingenieurgesellschaft mbH vom 

13.11.2023, Gutachten Nr. 804419 / 131503-5). 

Im Beiblatt 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ werden Orientierungswerte für Beurtei-

lungspegel in Abhängigkeit für die Gebietsnutzung angegeben. Bei Unterschreitung der Orientie-

rungswerte kann davon ausgegangen werden, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse sicher gewährleistet sind, bei einer Überschreitung muss im Einzelfall geprüft 

werden, ob die Planung realisiert werden kann, und ggf. sind Schallschutzmaßnahmen festzu-

setzen. 

Für Allgemeine Wohngebiete beträgt der Orientierungswert 55 dB(A) tags und 45 bzw. 40 dB(A) 

nachts. Für Urbane Gebiete beträgt der Wert 60 dB(A) tags und 50/45 dB(A) nachts. Der niedri-

gere Wert soll für die Beurteilung von Industrie- und Gewerbelärm sowie für Freizeitlärm heran-

gezogen werden, der höhere Nachtwert für Verkehrslärm. 
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Zur Festlegung von Lärmpegelbereichen zur Bestimmung der erforderlichen Schallschutzmaß-

nahmen wurden die prognostizierten Verkehrszahlen (vgl. Kapitel 4.2) zugrunde gelegt. Anhand 

eines digitalen Rechenmodells wurden anhand der prognostizierten Verkehrszahlen für das Jahr 

2030 Beurteilungspegel für den Tagzeitraum als ungünstigerer Zeitraum für die maximal zuläs-

sige Bebauung ermittelt. Mit folgenden Beurteilungspegeln ist tags und nachts zu rechnen: 

 

Abbildung 12. Beurteilungspegel im Tagzeitraum 
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Abbildung 13. Beurteilungspegel im Nachtzeitraum 

 

Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden damit in der innerstädtischen Lage sowohl für die 

geplanten Urbanen Gebiete als auch für die geplanten Allgemeinen Wohngebiete überschritten. 

Die Schwelle zur Gesundheitsgefahr, die nach verwaltungsgerichtlicher Rechtsprechung bei ca. 

70 dB(A) tags liegt, wird jedoch nicht überschritten, so dass mit Schallschutzmaßnahmen ge-

sunde Wohnverhältnisse gewährleistet werden können. 

Die Überschreitungen werden nicht ursächlich durch die Planungen verursacht, sondern sind vor 

allen Dingen in den bereits bestehenden Verkehrsbelastungen im Straßennetz begründet. Die 

Verkehrsmengen auf der Heerstraße und dem Steig nehmen im Planfall 2030 im Vergleich zum 

Bestand um 5 – 10 % zu, damit wird die Erhöhung der Beurteilungspegel unter der Hörbarkeits-

schwelle von 1 dB liegen. Die Erhöhungen auf der Königsberger Straße sind dem Umstand zu-

zurechnen, dass die Agentur für Arbeit zwar schon besteht, aber dem Planfall und nicht der Ist-

Situation zuzuordnen ist. (vgl. Kapitel 4.2) 

Die Überschreitung der Orientierungswerte ergeben sich in der Regel an den der Straße zuge-

wandten Fassadenseiten und die Belastungen nehmen nach oben hin ab. An den in der folgen-

den Abbildung dargestellten Baugrenzen kommt es an den geplanten Fassaden zu Überschrei-

tungen der Orientierungswerte der DIN 18005: 
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Abbildung 14. Darstellung der Baugrenzen mit Überschreitung der Orientierungswerte (rot = Überschrei-

tung Orientierungswert MU, orange = Überschreitung Orientierungswert WA) 

 

Aktive Schallschutzmaßnahmen sind im Bereich des Bebauungsplans nicht möglich. Aufgrund 

der innerstädtischen Lage und der Gebäude im Bestand ist zum Beispiel die Errichtung einer 

Lärmschutzwand nicht möglich. Einerseits wäre eine sehr hohe Wand erforderlich, um alle ge-

planten Vollgeschosse vor Verkehrslärm zu schützen, andererseits würde eine Schallschutz-

wand, die durchgehend geschlossen sein müsste, dem gewünschten urbanen Gebietscharakter 

entgegenstehen. Als weitere aktive Schallschutzmaßnahme stünde grundsätzlich der Flüsteras-

phalt zur Verfügung. Diese Maßnahme allein reicht jedoch zur Unterschreitung der Orientierungs-

werte nicht aus und weist im innerstädtischen Zusammenhang aufgrund der relativ gering gefah-

renen Geschwindigkeit nur eine geringe Wirksamkeit im Vergleich zum Verkehr außerorts auf. 

Aktive Maßnahmen scheiden somit zur Minderung der Schallimmissionen durch den Verkehr aus, 

so dass passiver Schallschutz an den Gebäuden gem. DIN 4109 umgesetzt werden muss, um 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu wahren. 

Anhand der berechneten maßgeblichen Außenlärmpegel wurden Lärmpegelbereiche bestimmt, 

mit denen Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen Außen und Räumen in den Ge-

bäuden verbunden sind. Folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Anforderungen: 
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Tabelle 2.  Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen Außen und Räumen in Gebäuden 

(DIN 4109: 2016) 

 

 

Die Übersicht über die Lärmpegelbereiche entlang der Baugrenzen ist Bestandteil der textlichen 

Festsetzungen und stellt sich wie folgt dar: 

 

Abbildung 15. Lärmpegelbereiche im Geltungsbereich (rot = Lärmpegelbereich V, orange = Lärmpegelbe-

reich IV, gelb = Lärmpegelberiech III, grün = Lärmpegelbereich II und geringer) 

 

Das notwendige Schalldämmmaß ist in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und Raumgröße 

im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. An die Fassaden der Lärmpegelbereiche I und II 

werden die Mindestanforderungen gemäß DIN 4109 mit einem resultierenden Bau-Schalldämm-

Maß der Gesamtkonstruktion von R’w,ges 30 dB zzgl. der Raumkorrektur gestellt. 

Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall geringere Außen-

lärmpegel an den Fassaden vorliegen, können die Anforderungen an die Schalldämmung der 

Umfassungsbauteile entsprechend den Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden. 
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5.6 Standorte für Versorgungsanlagen und Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Im Bebauungsplan ist ein Standort für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Umspann-

station festgesetzt. Dieser ist auf dem Flurstück Nr. Rottweil 3599/4 im Bereich der Königsberger 

Straße bereits vorhanden. 

Der ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG wird zu der Fläche ein Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht mit einer Breite von 5 m von der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche ein-

geräumt.  

In die textlichen Festsetzungen wird ferner der Hinweis aufgenommen (s. auch Kapitel 9), dass 

Auffüllungen oder Abgrabungen im Schutzbereich der Leitungen (Bereich, der mit einem Geh-, 

Fahr- und Leitungsrecht gesichert ist) im Vorfeld mit dem Leitungsträger (ENRW Energieversor-

gung Rottweil GmbH & Co. KG) abzustimmen sind. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass 

eine Bepflanzung der Leitung und des zugehörigen Schutzbereichs mit Bäumen nicht gestattet 

ist.  

 

5.7 Grünflächen, Flächen zur Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen 

Im Bebauungsplan wird nur eine schmale Fläche parallel zum Fußweg von der Heerstraße in das 

Gebiet als private Grünfläche festgesetzt. 

Die bestehenden Bäume werden soweit möglich zum Erhalt festgesetzt, viele Bestandsbäume 

liegen allerdings innerhalb der geplanten Baufenster oder am Rand von Flächen für Tiefgaragen, 

so dass diese nur im Einzelfall erhalten werden können.  

Als Pflanzmaßnahmen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25a und b BauGB werden die folgenden Maß-

nahmen textlich festgesetzt: 

• Baumpflanzungen zur Gliederung von Parkplätzen:  

In Verbindung mit privater Parkierungsfläche muss in unmittelbarer Zuordnung, bezogen auf 

jeweils 5 Stellplätze, ein mittel- oder großkroniger Baum (Hochstamm mit Ballen, Stamm-

umfang 16 – 18 cm) gepflanzt, unterhalten und bei Wegfall gleichwertig ersetzt werden. Pro 

Baum ist ein Baumquartier von mindestens 3 x 2 m und 12 m³ frei durchwurzelbarem Raum 

vorzusehen. Die Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung (Schlussab-

nahme) durchzuführen.  

• Anpflanzungen in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2:  

Pro 200 m² nicht überbaubarer Grundstücksfläche außerhalb der Baufenster und außerhalb 

der Fläche für Nebenanlagen in den Allgemeinen Wohngebieten ist mindestens ein mittel- 

oder großkroniger Baum zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Damit ergibt 

sich ein Pflanzbedarf von ca. 22 Bäumen innerhalb der beiden Allgemeinen Wohngebiete. 

  

Mindestens 20 % der Fläche sind außerdem naturnah zu gestalten, z. B. durch die Anlegung 

einer artenreichen Wiese. Dies betrifft auch die Flächen unter den anzupflanzenden Bäu-

men, die auf die Prozentvorgabe angerechnet werden können.  

Die Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung (Schlussabnahme) durch-

zuführen. 

Die Pflanzliste wird unter Nr. 4 der textlichen Festsetzungen dargestellt.  
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5.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft 

Die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

werden vorbeugend oder aus Gründen des Artenschutzes als vorgezogene Maßnahme in den 

Bebauungsplan aufgenommen. 

Als Maßnahmen aus Artenschutzgründen werden – resultierend aus dem Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag – folgende planinterne Maßnahmen festgesetzt: 

• Artenschutzmaßnahmen Fledermäuse: Aufhängen von zwei Großraum-Flachkästen für 

Fledermäuse im Urbanen Gebiet MU 2 (Flurstück Nr. 3576)  

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Nischenbrüter: Aufhängen von vier Nisthilfen für ni-

schenbrütende Vogelarten im Urbanen Gebiet MU 2 (Flurstück Nr. 3576) 

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Mauersegler: Aufhängen von sechs Höhlenbrüter-Käs-

ten für Mauersegler im Urbanen Gebiet MU 2 (Flurstück Nr. 3576) 

Im Urbanen Gebiet MU 2 stehen zwei Betriebsgebäude, die im Bestand erhalten bleiben sollen, 

der Erhalt kann aber nicht festgesetzt werden.  

 

Abbildung 16. Auszug aus dem Bebauungsplan und dem Luftbild mit Hervorhebung der Betriebsge-

bäude 1 und 2 im Urbanen Gebiet MU 2 (rot)  

 

Die Umsetzung der erforderlichen planinternen Maßnahmen sollte für eine optimale Wirksamkeit 

der Maßnahmen daher wie nachstehend beschrieben erfolgen: 

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Fledermäuse  

• Aufhängen eines Großraum-Flachkastens für Fledermäuse an der östlichen Fassade 

des verbleibenden Betriebsgebäudes 1 auf Flurstück Nr. 3576 

• Aufhängen eines Großraum-Flachkastens für Fledermäuse an der östlichen Fassade 

des verbleibenden Betriebsgebäudes 2 auf Flurstück Nr. 3576 

1 

1 2 
2 
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• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Nischenbrüter  

• Aufhängen von 2 Nisthilfen für nischenbrütende Vogelarten an der östlichen Fassade 

des verbleibenden Betriebsgebäudes 1 auf Flurstück Nr. 3576 

• Aufhängen von 2 Nisthilfen für nischenbrütende Vogelarten an der östlichen Fassade 

des verbleibenden Betriebsgebäudes 1 auf Flurstück Nr. 3576 

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Mauersegler  

• Aufhängen von 3 Höhlenbrüter-Kästen für Mauersegler an der östlichen Fassade des 

verbleibenden Betriebsgebäudes 1 auf Flurstück Nr. 3576 

• Aufhängen von 3 Höhlenbrüter-Kästen für Mauersegler an der östlichen Fassade des 

verbleibenden Betriebsgebäudes 2 auf Flurstück Nr. 3576 

• Weiterhin sind folgende planexternen Maßnahmen erforderlich, die im Artenschutzgutach-

ten konkretisiert werden:Sonstige Artenschutzmaßnahmen Fledermäuse: Aufhängen von 4 

Fledermaus-Quartierkästen am Brückenbauwerk (Viadukt) an der Balinger Straße (die Maß-

nahme wurde im Dezember 2021 bereits durchgeführt) 

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Höhlenbrüter: Anbringen von 4 Kästen für höhlenbrü-

tende Vogelarten an den Bestandsbäumen der öffentlichen Grünfläche am Zollhäusle (Flst. 

Nr. 458) 

• Sonstige Artenschutzmaßnahmen Mauersegler: Aufhängen von 4 Höhlenbrüter-Kästen für 

Mauersegler am Brückenbauwerk (Viadukt) an der Balinger Straße (die Maßnahme wurde 

im Dezember 2021 bereits durchgeführt) 

Außerdem wird festgesetzt, dass erforderliche Gehölzrodungen und Gebäudeabrisse nur außer-

halb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, d. h. vom 01.11. des einen 

Jahres bis zum 28.02. bzw. 29.02. des Folgejahres zulässig sind. Ausnahmen können mit der 

Unteren Naturschutzbehörde ggf. abgestimmt werden. 

Aus vor allen Dingen umweltschützenden Gründen und Gründen der Nachhaltigkeit werden die 

folgenden Maßnahmen im Bebauungsplan textlich festgesetzt: 

• Stellplatzflächen:  

Stellplatzflächen und andere befestigte Flächen, von denen keine Gefährdung des Grund-

wassers ausgeht, sind in einer wasserdurchlässigen Oberflächenbefestigung auszuführen, 

um die Versiegelung so gering wie möglich zu halten. 

• Dachbegrünung und Überdeckung von Tiefgaragen:  

Zur Verbesserung der kleinklimatischen Wirkungen und zur Rückhaltung von Nieder-

schlagswasser wird eine Dachbegrünung in allen Baugebieten festgesetzt. Dachflächen 

sind zu mindestens 60 % mit einer extensiven Dachbegrünung mit einem Substrataufbau 

von mindestens 10 cm zu versehen und standortgerecht zu bepflanzen.  

Die Decken von Tiefgaragen, sofern sie nicht überbaut werden oder zulässigerweise durch 

oberirdische Stellplätze genutzt werden, sind mindestens 60 cm hoch mit fachgerechtem 

Bodenaufbau zu überdecken und dauerhaft zu begrünen. 

• Beleuchtung:   

Die Festsetzung zur Verwendung UV-anteilarmer Außenbeleuchtung und der Gestaltung 

dieser dienen dem Schutz nachtaktiver Tiere durch die Minderung der Lockwirkung.  

• Fassaden:  

Zum Schutz der Avifauna sind große, zusammenhängende Glasflächen der Außenfassade 

und transparente Bauteile in ihrer Spiegelwirkung und ihrer Durchsichtigkeit zu reduzieren. 
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5.9 Verkehrsflächen 

Im Bereich der Heerstraße wird eine Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung als Geh- 

und Radweg festgesetzt. Diese ist in den Planungsentwürfen für eine potenzielle Umgestaltung 

der Heerstraße auch als Geh- und Radweg berücksichtigt (s. Kapitel 4.2). 

Im südlichen Bereich des Urbanen Gebietes MU 2 wird eine Verkehrsfläche mit der besondere 

Zweckbestimmung Moblitätshub festgesetzt. Sie dient der Unterbringung von Sharing-Angeboten 

(z. B. Car-Sharing) oder Mietfahrzeugen (z. B. Autos, E-Roller, Fahrräder), die an zentraler Stelle 

im Plangebiet verortet werden sollen. 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit werden für den Kreuzungsbereich der Heerstraße mit der 

Königsberger Straße und den Verlauf des Steigs jeweils Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

festgesetzt. So müssen die Grundstückszufahren in einem gewissen Abstand errichtet werden, 

um Rückstau und Verkehrsgefährdungen zu vermeiden. Die Zufahrtsbereiche zu Tiefgaragen 

werden als Bereiche für Ein- und Ausfahrten differenziert festgesetzt. 

 

6 Örtliche Bauvorschriften 

Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 der Landesbauordnung Baden-Württemberg werden folgende örtliche 

Bauvorschriften in den Bebauungsplan aufgenommen: 

• Dachform und Dachneigung:  

Als Dachform wird gemäß Planeintrag das Pultdach und das Flachdach mit einer Dachnei-

gung von 0° – 15° bestimmt.  

Die Festsetzung ermöglicht eine Begrünung aller neu entstehenden Dächer innerhalb der 

Urbanen Gebiete und der Allgemeinen Wohngebiete (s. Kapitel 5.8) und zugleich die Errich-

tung von zurückgesetzten, vollständig nutzbaren Staffelgeschossen im obersten Vollge-

schoss. 

• Fassadengestaltung und Dachdeckung:  

Aus Gründen des Schutzes der Avifauna wird festgesetzt, dass glänzende und spiegelnde 

Materialien bei der Fassadengestaltung und Dachdeckung nicht zulässig sind. Weiterhin 

wird Wellfaserzement und offene Bitumenbahnen für die Dacheindeckung als unzulässig 

festgesetzt. 

• Werbeanlagen:  

Die Art und Größe der Werbeanlagen wird durch den Bebauungsplan eingeschränkt. Es 

wird festgesetzt, dass Werbeanlagen mit kurzzeitig wechselnden Lichteffekten, Sky-Bea-

mern, sowie bewegliche Schrift- oder Bildwerbung nicht zulässig sind. Des Weiteren wurde 

die maximal zulässige Höhe und Größe der Werbeanlagen beschränkt, um die optische 

Wirkung zu beschränken. Dementsprechend wurde die Festsetzung so gewählt, dass Wer-

beanlagen nicht höher als die zulässige Firsthöhe der Gebäude sein dürfen. Auch freiste-

hende Pylone sollen in ihrer Größe eingeschränkt werden, um das Erscheinungsbild insbe-

sondere des Urbanen Gebietes nicht zu beeinträchtigen. Demnach sind frei stehende Py-

lone bis zu einer Größe von 7 m² und maximal 3 m Höhe zulässig. 

• Standorte für Abfallbehälter:  

Die Festsetzungen zu freistehenden Müllbehältern wurden getroffen, um die Beeinträchti-

gung des Straßenbildes zu vermeiden und ein ortsangepasstes Erscheinungsbild zu ge-

währleisten. Eine Verminderung der Sonneneinstrahlung und damit der Wärmeentwicklung 

in den Behältern empfiehlt sich auch, um der damit einhergehenden Geruchsbildung entge-

genzuwirken. 
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• Versorgungsleitungen:  

Um oberirdische Leitungsführungen zu verhindern, wurde festgesetzt, dass Versorgungslei-

tungen unterirdisch zu verlegen sind. 

• Unbebaute Flächen bebauter Grundstücke:  

Um die positive grüngestalterische Gesamtwirkung zu unterstützen, wird festgesetzt, dass 

die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke zu begrünen bzw. gärtnerisch anzulegen 

und dauerhaft zu unterhalten sind. Diese Festsetzung bezieht sich auf die nicht bebauten 

Flächen der Grundstücke. Es wird klargestellt, dass sog. Schottergärten keine Ziergärten 

sind.  

• Einfriedungen:  

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind Einfriedung und sonstige Zäune 

nur innerhalb der den Wohnungen zugeordneten Privatgartenbereiche zulässig. Einfriedun-

gen sind einzugrünen. Diese Festsetzung dient dazu, den parkähnlichen Charakter der Frei-

flächen im Allgemeinen Wohngebiet und der angrenzenden privaten Grünfläche zu gewähr-

leisten. 

 

7 Kennzeichnung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stof-

fen belastet sind 

Gemäß § 9 Abs. 5 N. 3 BauGB sind Flächen zu kennzeichnen, deren Böden erheblich mit um-

weltgefährdenden Stoffen belastet sind. Die Fläche Nr. 01784 liegt vollständig im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans. Es handelt sich um den Altstandort „Heerstraße 55". 

Auf dem Altstandort ist in der Vergangenheit mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wor-

den. Erkundungsergebnisse zeigen, dass Kontaminationen mit chlorierten Kohlenwasserstoffen, 

aromatischen Kohlenwasserstoffen und Mineralölkohlenwasserstoffen nicht auszuschließen 

sind. Auch können Kontaminationen mit Schwermetallen in Gebäudeteilen vorliegen. Eventuell 

vorhandene Untergrundbelastungen sind durch die Versieglung der Flächen sowie die natürliche 

Barriere des relativ dichten Untergrundes in Bezug auf den Boden-Grundwasserpfad ausreichend 

gesichert. 

Handlungsbedarf kann sich ergeben, wenn Bau- und Aushubmaßnahmen durchgeführt werden, 

dies gilt auch bei der Umnutzung von Bestandsgebäuden. Das Landratsamt Rottweil ist vor ent-

sprechenden Baumaßnahmen zu konsultieren und der Bedarf an technischen Erkundungsmaß-

nahmen ist abzustimmen. 

 

8 Nachrichtliche Übernahmen 

Nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen wird die archäologische Schutzzone der vor-

geschichtlichen Bodendenkmale, Neolitikum bis frühes Mittelalter, Rottweil (Flurstück-Nr. Rottweil 

470 teilweise, 3577 und 3576 teilweise, Status: § 2 Denkmalschutzgesetz). 

Das Areal bezeichnet die "Archäologische Schutzzone" von Rottweil, in diesem Bereich ist eine 

einmalige Dichte an bedeutenden Fundstellen der Vorgeschichte, von der Steinzeit bis in das 

frühe Mittelalter zu verzeichnen. Die archäologische Substanz stellt aus wissenschaftlichen und 

heimatgeschichtlichen Gründen ein Kulturdenkmal nach § 2 DSchG dar. An seiner Erhaltung be-

steht insbesondere aus dokumentarischen und exemplarischen Gründen ein öffentliches Inte-

resse. 

In der Archäologischen Schutzzone muss im Rahmen von Genehmigungsverfahren die Denk-

malschutzbehörde angehört werden. Eine Anhörung ist auch bei genehmigungsfreien Bauvorha-

ben zu gewährleisten. 
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Abbildung 17. Kulturdenkmale gem. Denkmalschutzgesetz im Bereich des Geltungsbereichs 

 

An den Geltungsbereich angrenzend befinden sich weitere Denkmäler, dazu gehören: 

• Zollhaus, Altstädter Straße 12 (Flurstück-Nr. Rottweil 0-458), gem. §§ 12, 13 und 34 des 

Denkmalschutzgesetzes vom 25.05.1971 (Ges. Bl. S. 209) am 03.12.1982 in das Denkmal-

buch übertragen, Status: § 12 Denkmalschutzgesetz (Kulturdenkmal von besonderer Bedeu-

tung)„Moker“-Villa, Heerstraße 53 (Flurstück-Nr. Rottweil 0-3577), Status: § 2 Denkmal-

schutzgesetz 

• Teil der von Waldmössingen nach Arae Flaviae führenden Straßentrasse, wohl seit provinzi-

alrömischer Zeit (1. – 3. Jh. n. Chr.), Heerstraße (Flurstück-Nr. Rottweil 470, teilweise), Sta-

tus: § 2 Denkmalschutzgesetz 

Neben der nachrichtlichen Übernahme sind die folgenden Hinweise zum Denkmalschutz in den 

Bebauungsplan aufgenommen worden: 

Nach § 20 des Denkmalschutzgesetzes (zufällige Funde) ist die Untere oder Obere Denkmal-

schutzbehörde unverzüglich fernmündlich und schriftlich zu benachrichtigen, falls Bodenfunde 

bei Erdarbeiten in diesem Gebiet zutage treten. 

Archäologische Funde oder Befunde sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-

zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 

Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege mit einer Verkürzung 

der Frist einverstanden ist.  
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9 Hinweise 

Folgende Hinweise werden in den Bebauungsplan aufgenommen: 

• Kampfmittel:  

Das Vorkommen von Kampfmitteln innerhalb des Plangebietes kann aufgrund der ausge-

dehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Weltkrieges stattfan-

den, nicht ausgeschlossen werden. Es wird den späteren Bauherren angeraten, im Vorfeld 

einer baulichen Nutzung eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer Auswertung von 

Luftbildern der Alliierten durchzuführen.  

• Telekommunikation:  

Für die Erschließung des Baugrundstückes mit Telekommunikation ist ein Hausanschluss zu 

beantragen. Von Seiten der Deutschen Telekom ist der Bauherrenservice zuständig, der da-

rauf hinweist, dass eine Kontaktaufnahme rechtzeitig vor Baubeginn erfolgen muss.  

• Schutz von Leitungen:  

Im Zusammenhang mit den Umspannstationen und vorhandenen Leitungen (s. Kapitel 5.6) 

wird auf die unzulässigen Tätigkeiten im Bereich der Leitungen hingewiesen (z. B. Baum-

pflanzungen). 

• Entwässerung:  

In Abstimmung mit der ENRW wird darauf hingewiesen, dass für die Gebäude ein Trennsys-

tem für die Entwässerung vorzusehen ist, auch wenn bislang ein Mischwasserkanal vorhan-

den ist. Langfristig müssen die Gebäude auf eine getrennte Entsorgung von Schmutz- und 

Regenwasser ausgelegt sein. 

• Altlasten: 

Im Bereich des Plangebietes befinden sich im Altlastenkataster eingetragene Altstandorte 

(vgl. Kapitel 7). Werden bei den Baumaßnahmen darüber hinaus verdächtige Flächen fest-

gestellt (z. B. Müllablagerungen, Verunreinigungen des Bodens etc.), ist dies unverzüglich 

dem Landratsamt Rottweil, Umweltschutzamt – oder der Stadt Rottweil anzuzeigen. 

• Denkmalpflege:  

Die Hinweise zur Denkmalpflege sind in Kapitel 8 dargestellt. 

 

10 Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche des Plangebiets beträgt ca. 1,9 ha (19.279 m²) und gliedert sich wie folgt: 

• Baugebiete: 

• Urbane Gebiete: 8.085 m²  

- davon überbaubare Grundstücksfläche: 6.574 m² 

• Allgemeine Wohngebiete:  10.705 m² 

- davon überbaubare Grundstücksfläche: 2.789 m² 

• Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung: 287 m² 

• private Grünfläche: 140 m² 

• Versorgungsfläche 62 m² 
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11 Kosten 

Die Erarbeitung des Bebauungsplans wird von der Müller-BBM Projektmanagement GmbH im 

Auftrag der Stadt Rottweil übernommen. Durch vertragliche Regelungen werden die Kosten durch 

die wesentlichen Grundstückseigentümer anteilig übernommen. Dies gilt für die Kosten des Be-

bauungsplanverfahrens und aller damit erforderlichen Gutachten und Untersuchungen.  

Sollten Maßnahmen zum natur- und artenschutzrechtlichen Ausgleich außerhalb des Plangebie-

tes erforderlich werden, werden sämtliche dadurch entstehenden Herstellungs-, Fertigstellungs- 

und Pflegekosten ebenfalls anteilig auf die Grundstückseigentümer aufgeteilt. 

 

12 Umweltbelange – Vorprüfung des Einzelfalls 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m.§ 13 Abs. 3 BauGB wird im beschleunigten Verfahren 

der Innenentwicklung von der Umweltprüfung und dem Umweltbericht abgesehen. Vorsorglich 

wird eine überschlägige Prüfung der Umweltauswirkungen der Anlage 2 des BauGB (Vorprüfung 

des Einzelfalls) erstellt, obwohl die dafür nach dem Gesetz erforderliche Grundflächengröße 

durch den vorliegenden Bebauungsplan nicht überschritten wird (vgl. Kapitel 3.5). 

Ziel der Vorprüfung des Einzelfalls ist die überschlägige Beurteilung, dass der Bebauungsplan 

voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in der 

Abwägung zu berücksichtigen wären. Die Vorprüfung wird analog zur Anlage 2 des BauGB ge-

gliedert: 

 

12.1 Merkmale des Bebauungsplans 

Tabelle 3.  Merkmale des Bebauungsplans in Bezug auf einzelne Aspekte 

Merkmale in Bezug auf  Bewertung 

1.1 

das Ausmaß, in dem der 

Bebauungsplan einen 

Rahmen im Sinne des § 35 

Absatz 3 UVPG setzt 

Der Bebauungsplan setzt die Nutzungen Urbane Gebiete und Allgemeine 

Wohngebiete, Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung, private 

Grünflächen und Versorgungsanlagen fest. Die Gesamtgröße des Gel-

tungsbereichs beträgt rund 1,9 ha, die maximal festgesetzten Grundflächen 

nach § 19 BauNVO betragen ca. 6.200 m². 

Für die vorgesehene Nutzung besteht keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG) oder dem Umweltverwaltungsgesetz Baden-Würt-

temberg (UVwG). 

1.2 

das Ausmaß, in dem der 

Bebauungsplan andere 

Pläne und Programme be-

einflusst 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan 2012 ist die betroffene Fläche als 

gemischte Baufläche und als gewerbliche Baufläche dargestellt. 

Der Bebauungsplan beeinflusst den Flächennutzungsplan insofern, als 

dass die Darstellung der gewerblichen Baufläche zugunsten einer gemisch-

ten Baufläche, eines Kerngebietes und einer Wohnbaufläche im Wege einer 

Berichtigung anzupassen sind. Die Grundzüge der Planung auf der Ebene 

des Flächennutzungsplans werden hierdurch jedoch nicht berührt und die 

Planung entspricht dem städtebaulichen Rahmenplan für den Bereich. 

Gemäß der Raumnutzungskarte aus dem Regionalplan Schwarzwald-Baar-

Heuberg 2003 liegt das Plangebiet innerhalb des Siedlungsbereichs. Der 

Regionalplan wird durch den Bebauungsplan der Innenentwicklung nicht be-

einflusst. 
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Merkmale in Bezug auf  Bewertung 

1.3 

die Bedeutung des Bebau-

ungsplans für die Einbezie-

hung umweltbezogener, 

einschließlich gesundheits-

bezogener Erwägungen, 

insbesondere im Hinblick 

auf die Förderung der 

nachhaltigen Entwicklung 

Die nachhaltige Entwicklung wird mit dem Bebauungsplan der Innenent-

wicklung gestärkt. Der Geltungsbereich ist überwiegend bebaut und die Flä-

chen werden einer neuen Nutzung zugeführt. In den unbebauten Bereichen 

liegt bereits ein rechtswirksamer Bebauungsplan vor, der eine nahezu voll-

ständige Versiegelung der bislang unbebauten Bereiche ermöglichen 

würde. Die zulässigen Nutzungen werden differenziert festgesetzt. 

Durch die Wiedernutzbarmachung von Flächen wird eine Inanspruchnahme 

an anderer Stelle, beispielsweise im Außenbereich vermieden. 

Eine Berücksichtigung von Umwelt- und Gesundheitsbelangen ist in einem 

für eine innerstädtische Planung üblichen Umfang erforderlich. Dazu zählen 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, Gestaltungs- und arten-

schutzrechtliche Maßnahmen. 

1.4 

die für den Bebauungsplan 

relevanten umweltbezoge-

nen, einschließlich ge-

sundheitsbezogener Prob-

leme 

Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm vorbelastet, durch die geplante Be-

bauung wird die Verkehrsmenge weiter ansteigen. Unter Wahrung der Fest-

setzungen zum Schallschutz im Hochbau sind die gesunden Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse aber gewahrt. 

Ferner ist das Plangebiet durch geschützte Arten zum Teil besiedelt. Im 

Rahmen eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags wurde insbesondere 

das Vorkommen von Vögeln und Fledermäusen bestätigt.  

Es werden im Altlastenkataster eingetragene Altstandorte überplant und ei-

ner neuen Nutzung zugeführt. Im Einzelfall sind im Rahmen der Planreali-

sierung Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen. 

1.5 

die Bedeutung des Bebau-

ungsplans für die Durch-

führung nationaler und eu-

ropäischer Umweltvor-

schriften 

Zur Ermittlung von geschützten Arten und daraus resultierenden möglichen 

artenschutzrechtlichen Kartierungen wurden Untersuchungen zur Flora und 

Fauna durchgeführt. Die Ergebnisse und die erforderlichen Maßnahmen 

sind in Kapitel 4.5 und 5.8 dokumentiert. 

Durch die festgelegten Maßnahmen zur Vermeidung wird eine erhebliche 

Beeinträchtigung im Sinne eines Verbotstatbestandes im Sinne des § 44 

BNatSchG vermieden.  

Weitere nationale oder europäische Umweltvorschriften werden nicht be-

rührt. 

 

 

12.2 Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Ge-

biete 

Tabelle 4.  Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete 

Merkmale in Bezug auf  Bewertung 

2.1 

die Wahrscheinlichkeit, 

Dauer, Häufigkeit und Um-

kehrbarkeit der Auswirkun-

gen 

Die Auswirkungen betreffen vor allem die Versiegelung von bisher bereits 

teilversigelten oder unversiegelten Flächen sowie eine Nutzungsänderung. 

Hinsichtlich der erstmaligen Versiegelung von Flächen ist zu berücksichti-

gen, dass es sich nicht um eine planbedingte Auswirkung handelt, da im 

Bereich der Freifläche am Steig ein rechtswirksamer Bebauungsplan vor-

liegt, der ein Gewerbegebiet ermöglicht. Mit den Festsetzungen zur GRZ 

bleibt der Bebauungsplan im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes viel-

mehr deutlich hinter den heute bestehenden Versiegelungsmöglichkeiten 

zurück.  
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Merkmale in Bezug auf  Bewertung 

2.2 

den kumulativen und 

grenzüberschreitenden 

Charakter der Auswirkun-

gen 

Bei Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplanes entstehen keine 

erheblichen Auswirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen im Gebiet so-

wie im direkten Umfeld. Weiträumige, kumulative oder gar grenzüberschrei-

tende Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

2.3 

die Risiken für die Umwelt, 

einschließlich der mensch-

lichen Gesundheit 

Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit (z. B. 

bei Unfällen) können unter Maßgabe eines gesetzeskonformen Verhaltens, 

Berücksichtigung der Festsetzungen des Bebauungsplanes und unter Ein-

haltung der einschlägigen Normen für den Bau und Betrieb der geplanten 

Gebäude ausgeschlossen werden. Insbesondere sind bei der Planrealisie-

rung die Vorsorgeanforderung aufgrund von nicht auszuschließenden Bo-

denbelastungen durch die Nutzung als Produktionsstandort in der Vergan-

genheit (im Altlastenkataster eingetragene Altstandorte) zu beachten. 

2.4 

den Umfang und die räum-

liche Ausdehnung der Aus-

wirkungen 

Die Auswirkungen bleiben im Wesentlichen auf das Plangebiet beschränkt. 

Durch die Verkehrsbelastung ist heute auch in den an das Plangebiet an-

grenzenden Gebieten mit einer Überschreitung der Orientierungswerte 

gem. der DIN 18005 zu rechnen. Durch die Planung kommen weitere Ver-

kehre hinzu, die aber nicht ursächlich für die Überschreitung zu werten sind. 

2.5 

die Bedeutung und die 

Sensibilität des voraus-

sichtlich betroffenen Ge-

biets auf Grund der beson-

deren natürlichen Merk-

male, des kulturellen Er-

bes, der Intensität der Bo-

dennutzung des Gebiets 

jeweils unter Berücksichti-

gung der Überschreitung 

von Umweltqualitätsnor-

men und Grenzwerten 

Grundsätzlich ist bei der Wiedernutzung und Umnutzung von innerstädti-

schen Flächen von geringeren Auswirkungen auszugehen als bei einer 

Nutzung im Außenbereich. Gegenüber der bestehenden Situation sind 

keine erheblichen zusätzlichen Auswirkungen auf natürliche Merkmale und 

die Intensität der Bodennutzung zu erwarten.  

Der Geltungsbereich liegt innerhalb einer archäologischen Zone, bezogen 

auf das kulturelle Erbe sind jedoch keine Auswirkungen zu erwarten, da 

diese unverändert erhalten werden und nicht von den geänderten Festset-

zungen des Bebauungsplans tangiert werden. 

Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV sind für die Beurteilung der 

Situation nicht einschlägig, so dass für die Beurteilung der Belastung durch 

Verkehrslärm keine Grenzwerte heranzuziehen sind. Sofern die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 überschritten werden, ist zu konstatieren, dass 

bei Einhaltung der Festsetzungen zum Schallschutz im Hochbau die Anfor-

derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt sind. 

Das Plangebiet ist in der Vergangenheit intensiv gewerblich-industriell ge-

nutzt worden, wodurch Bodenbelastungen in den gekennzeichneten Teil-

bereichen auch mit Belastungen oberhalb der relevanten Grenzwerte nicht 

ausgeschlossen werden können. Im Zuge der Planrealisierung sind unter 

Umständen technische Maßnahmen zu ergreifen oder belasteter Boden ist 

auszutauschen. 

 

Gemäß Nr. 2.6 der Anlage 2 zum BauGB sind die Merkmale der möglichen Auswirkungen und 

der voraussichtlich betroffenen Gebiete auf bestimmte folgende Gebiete zu prüfen: 
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Tabelle 5. Prüfung bestimmter Gebiete 

Gebiete Prüfergebnis 

Natura 2000-Gebiete nach 

§ 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG 

Nächstgelegene FFH-Gebiete: 

„Baar, Eschach und Südostschwarzwald“ (Nr. 7916311) – ca. 2,0 km in 

südlicher Richtung;  

„Prim-Albvorland“ (Nr. 7818341), ca. 2,3 km in östlicher Richtung;  

„Neckartal zwischen Rottweil und Sulz“ (Nr. 7717341), ca. 2,2 km in nörd-

licher Richtung 

Nächstgelegenes Vogelschutzgebiet:  

„Baar“ (Nr. 8017441), ca. 2 km in südlicher Richtung 

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

Naturschutzgebiete gemäß 

§ 23 BNatSchG 

Nächstgelegenes Naturschutzgebiet:  

NSG „Linsenbergweiher“ (Nr. 3.256), ca. 2,3 km in nordwestlicher Rich-

tung 

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

Nationalparke gemäß § 24 

BNatSchG 

Auswirkungen auf den Nationalpark „Schwarzwald“ können ausgeschlos-

sen werden. 

Biosphärenreservat ge-

mäß § 25 BNatSchG 

Auswirkungen auf die Biosphärenreservate „Schwäbische Alb“ oder 

„Schwarzwald“ können ausgeschlossen werden. 

Landschaftsschutzgebiete 

gemäß § 26 BNatSchG 

Nächstgelegene Landschaftsschutzgebiete: 

„Schwarzer Felsen-Höllenstein“ (Nr. 3.25.035, 2 Teilgebiete), ca. 0,7 km in 

nördlicher Richtung; 

„Jungbrunnental“ (Nr. 3.25.036), ca. 2,3 km in nordwestlicher Richtung; 

„Eschachtal“ (Nr. 3.25.034), ca. 2,0 km in südlicher Richtung. 

Auswirkungen auf die Landschaftsschutzgebiete können ausgeschlossen 

werden. 

Gesetzlich geschützte Bio-

tope gemäß § 30 

BNatSchG 

Die nächstgelegenen gesetzlich geschützten Biotope befinden sich im Be-

reich des Neckars, der Prim östlich und des Holdersbachs südlich des Plan-

gebietes.  

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

Naturdenkmäler gemäß § 

28 BNatSchG 

Das nächstgelegene Naturdenkmal ist die „Sommerlinde am Zollhäusle“ 

(Nr. 83250490032). Das Naturdenkmal wird durch die Planung nicht tan-

giert. 

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

Wasserschutzgebiete ge-

mäß § 51 WHG 

Nächstgelegenes Wasserschutzgebiet ist das WSG „Rottenmünster“ in ei-

ner Entfernung von ca. 260 m in südlicher Entfernung. 

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

Heilquellenschutzgebiete 

gemäß § 53 Abs. 4 WHG 

Auswirkungen auf Heilquellenschutzgebiete können ausgeschlossen wer-

den. 

Überschwemmungsge-

biete gemäß § 76 WHG 

Nächstgelegenes Überschwemmungsgebiet ist das ÜSG „Neckar/Aistaig-

Lauffen“ (Nr. 520325000070) in eine Entfernung von ca. 530 m in östlicher 

Richtung.  

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 
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Gebiete Prüfergebnis 

Gebiete, in denen die in 

Rechtsakten der Europäi-

schen Union festgelegten 

Umweltqualitätsnormen 

bereits überschritten sind 

Gebiete, in denen Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, liegen 

in Bezug auf die Richtlinie zur Luftqualität nicht vor. 

Bezogen auf Gebiete, in denen die Umgebungslärmrichtlinie einschlägig 

ist, ist folgendes auszuführen: Der Lärmaktionsplan für die Stadt Rottweil 

ist noch nicht verabschiedet.  

Darüber hinaus ist in Bezug auf die Verkehrslärmbelastung auszuführen, 

dass bei Einhaltung der Festsetzungen zum Schallschutz im Hochbau die 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt sind. 

Gebiete mit hoher Bevöl-

kerungsdichte, insbeson-

dere Zentrale Orte im 

Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 

ROG 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Ziele der Raumordnung können aus-

geschlossen werden.  

in amtlichen Listen oder 

Karten verzeichnete Denk-

mäler, Denkmalensem-

bles, Bodendenkmäler 

oder Gebiete, die von der 

durch die Länder bestimm-

ten Denkmalschutzbe-

hörde als archäologisch 

bedeutende Landschaften 

eingestuft worden sind 

Die Archäologische Zone wird nachrichtlich übernommen. 

Auswirkungen können ausgeschlossen werden. 

 

 

12.3 Fazit zur Vorprüfung des Einzelfalls 

Mit dem Bebauungsplan sind keine erheblichen, nicht ausgleichbaren Umweltauswirkungen ver-

bunden. Insbesondere aufgrund der Wiedernutzung von bereits bebauten Arealen im innerstäd-

tischen Zusammenhang ergeben sich keine Auswirkungen auf besonders geschützte Gebiete. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass unter Einhaltung der unten ge-

nannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, durch das geplante Vorhaben kein Ver-

stoß gegen § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG vorbereitet wird. Die Maßnahmen werden dabei 

sowohl planintern als auch planextern festgesetzt bzw. vereinbart.  
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